231. Sonnabend 


den 6. Februar 1847. 


Ihre Majeſtät die Königin haben eine durch Huften ſehr beunruhigte Nacht 
gehabt; gegen Morgen trat unter Vermehrung der Bruſtbeſchwerden Steigerung 
des Fiebers ein. — Berlin, den 4. Februar 1847. 

Dr. Schönlein. Dr. von Stoſch. Dr. Grimm. 


Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages. 
Vom 3. Februar 1847. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. 
verordnen, nach vernommenem Gutachten Unſeres Staats-Miniſteriums, im Ver⸗ 
folg Unſeres, die ſtändiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 

Tage, über die Bildung des Vereinigten Landtages, wie folgt: 

§. 1. Wir werden die acht Provinzial-Landtage Unſerer Monarchie zu einem 
Landtage vereinigen, ſo oft dazu nach Inhalt Unſeres vorerwähnten Patents vom 
heutigen Tage ein Bedürfniß eintritt, oder wenn Wir es außerdem wegen beſon— 
ders wichtiger Landes Angelegenheiten für angemeſſen erachten. Ueber den Ort 
der Verſammlung des Vereinigten Landtages und deren Dauer, ſo wie über die 
Eröffnung und Schließung derſelben, werden Wir für jeden einzelnen Fall beſon⸗ 
dere Beſtimmung treffen. 

§. 2. Wir ertheilen den Prinzen Unſeres Königlichen Hauſes, ſobald fie 
nach Vorſchrift Unſerer Hausgeſetze die Großjährigkeit erreicht haben, Sitz und 
Stimme im Stande der Fürſten, Grafen und Herren auf dem Vereinigten Land— 
tage. Außerdem bilden den Herrenſtand deſſelben: die zu den Provinzial: Land- 
tagen deſſelben berufenen vormaligen Deutſchen Reichsſtände (Fürſten und Grafen), 
die Schleſiſchen Fürſten und Standesherren und alle mit Virilſtimmen begabten, 
oder an Kollektivſtimmen betheiligten Stifter, Fürſten, Grafen und Herren der 
acht Provinzial⸗Landtage. Die Prinzen Unſeres Hauſes können für einzelne Ver⸗ 
dinderungsfälle einen anderen Prinzen des Hauſes mit Führung ihrer Stimmen 
durch eine von Uns zu genehmigende Vollmacht beauftragen. Von den übrigen 
Mitgliedern des Herrenſtandes ſteht denjenigen, welche ſich auf den Provinzial— 

andtagen durch Bevollmächtigte vertreten laſſen dürfen, dieſe Befugniß in glei⸗ 
Weiſe auch für den Vereinigten Landtag zu. In Anſehung der Organiſation 
Ytärkung des Herrenſtandes behalten Wir Uns weitere Entſchließung vor. 
Die Abgeordneten der Ritterſchaft, der Städte- und Landgemeinden 
der acht Provinzen Unſerer Monarchie erſcheinen auf dem Vereinigten Landtage in 
gleicher Zahl, wie auf den Provinzial-Landtagen. 
§. 4. Dem Vereinigten Landtage übertragen Wir die im Artikel II. der Ver⸗ 
ordnung über das Staatsſchuldenweſen vom 17. Januar 1820 vorbehaltene ſtän— 
diſche Mitwirkung bei Staats- Anleihen, und ſollen demgemäß neue Darlehne, 
für welche das geſammte Vermögen und Eigenthum des Staats zur Sicherheit 
beſtellt wird (Artikel III. der Verordnung vom 17. Januar 1820), fortan nicht 
ders, als mit Zuziehung und unter Mitgarantie des Vereinigten Landtages auf— 
genommen werden. 
W 8. 5. Wenn neue Darlehne von der im §. 4. bezeichneten Art zur Deckung 
ohn watsbedihfuiſſes in Friedenszeiten beſtimmt find, fo werden Wir ſolche, 
Juſtimmung des Vereinigten Landtages, nicht aufnehmen laſſen. 
chenen 6. Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereits ausgebro⸗ 
Unfer Krieges zur Beſchaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die in 
* em S 
Sr Darlehue aufgenommen werden müſſen, die Einberufung des Vereinigten 
niſſe 5 aber von Uns in Berüͤckſichtigung der obwaltenden politiſchen Verhält⸗ 
die Jans t was befunden werden follte, fo ſoll bei Aufnahme jener Darlehne 
weſen ei ſche Mitwirkung durch Zuziehung der Deputation für das Staatsſchulden⸗ 
putatlon etzt werden. Den zu dem gedachten Zwecke unter Zuziehung dieſer De⸗ 
im Artttl ll ssnemmenen Darlehnen ffeht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche 

8. 7. der Verordnung vom 17. Jan. 1820 den Staatsſchulden beigelegt iſt. 


und 


Iſt ein Darlehn der im F. 6. bezeichneten Weiſe aufgenommen, ſo 
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taatsſchatze und fonft vorhandenen Reſerve-Fonds nicht ausreichen und 


für beſeitigt erachten, denſelben zuſammenberufen und ihm den Zweck und die 
Verwendung des Darlehns nachweiſen laſſen. 

§. 8. Außerdem hat der Vereinigte Landtag: a) nach Artikel IX. der Ver⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1820 Uns die Kandidaten für die bei der Haupt⸗Ver⸗ 
waltung der Staatsſchulden erledigten Stellen vorzuſchlagen, und b) nach Artikel 
XIII. derſelben Verordnung die Rechnungen der Haupt-Verwaltung der Staats- 
Schulden auf Grund der durch die Deputation für das Staatsſchuldenweſen zu 
bewirkenden vorläufigen Prüfung abzunehmen und Uns mittelft beſonderer Gutach⸗ 
ten zur Decharge vorzulegen. Wenn der Vereinigte Landtag nicht verſammelt iſt, 
werden dieſe Geſchäfte durch den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß beforgt. 

§. 9. Ohne die Zuſtimmung des Vereinigten Landtages werden Wir die 
Einführung neuer Steuern oder eine Erhöhung der beſtehenden Steuerſätze weder 
im Allgemeinen, noch in einer einzelnen Provinz anordnen. Von dieſer Beſtim⸗ 
mung bleiben jedoch die Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangszölle, ſo wie die⸗ 
jenigen indirekten Steuern ausgenommen, deren Sätze, Erhebung oder Verwal⸗ 
tung den Gegenſtand einer Uebereinkunft mit anderen Staaten bilden; auch hat 
jene Beſtimmung auf die Domainen und Regalien, ohne Unterſchied, ob die Ver⸗ 
fügungen darüber die Einkünfte oder die Subſtanz betreffen, ſo wie auf Abgaben 
zu Provinzial, Kreis- oder Kommunalzwecken, keine Beziehung. 1 

$. 10. Für den Fall eines Krieges behalten Wir Uns vor, außerordentliche 
Steuern ohne die Zuſtimmung des Vereinigten Landtages auszuſchreiben, wenn 
Wir deſſen Zuſammenberufung in Berückſichtigung der obwaltenden politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe nicht zuläſſig befinden ſollten. In dieſem Falle werden Wir aber, ſobald 
es die Umftände geſtatten. ſpaͤteſtens ſogleich nach Beendigung des Krieges, dem 
Vereinigten Landtage den Iweck und die Verwendung der erhobenen außerordent⸗ 
lichen Steuern nachweiſen laſſen. 

$. 11. Wird der Vereinigte Landtag zu einer der in den 88. 4 — 10. be⸗ 
zeichneten Angelegenheiten einberufen, ſo ſollen demſelben jederzeit der Haupt⸗ 
Finanz⸗Etat und eine Ueberſicht des Staatshaushaltes für die Zeit von einer Ver⸗ 
ſammlung zur anderen zur Information vorgelegt werden. Die Feſtſtellung des 
Hanpt⸗Finanz⸗Etats, ſo wie die Beſtimmung über die Verwendung der Staats⸗ 
Einnahmen und der dabei ſich ergebenden Ueberſchüſſe zu den Bedürfniſſen und zur 
Wohlfahrt des Landes, verbleibt ein ausſchließendes Recht der Krone. 

§. 12. Wir behalten Uns vor, den nach dem Geſetze vom 5. Juni 1823 
erforderlichen ſtändiſchen Beirath zu den Geſetzen, welche Veränderungen in Per- 
ſonen- und Eigenthums rechten, oder andere, als die im §. 9. bezeichneten Verän⸗ 
derungen in den Steuern zum Gegenſtande haben, wenn dieſe Geſetze die ganze 
Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, in dazu geeigneten Fällen von dem 
Vereinigten Landtage zu erfordern, welcher denſelben mit voller rechtlicher Wirkung 
zu geben befugt iſt. Sollten Wir Uns bewogen finden, ſtändiſchen Beirath über 
ſolche Aenderungen der ſtändiſchen Verfaſſung zu erfordern, welche nicht, als die 
Verfaſſung einer einzelnen Provinz betreffend, von dem Landtage dieſer Provinz 
zu berathen ſind, ſo werden Wir ein ſolches Gutachten nur von dem Vereinigten 
Landtage einfordern und bleiben dieſem alle auf dergleichen Aenderungen bezüͤgliche 
ſtändiſche Verhandlungen ausſchließend vorbehalten. 

$. 13. Dem Vereinigten Landtage ſteht das Recht zu, Uns Bitten und Be⸗ 
ſchwerden vorzutragen, welche innere Angelegenheiten des ganzen Staates oder 
mehrerer Provinzen betreffen, wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein 
das Intereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, den Provinzial⸗Lanbtagen verbleiben. 

8. 14. Wenn der Vereinigte Landtag über eine Propoſition wegen Aufnah⸗ 
me neuer Staats-Anleihen (8 5.) oder wegen Einführung neuer Steuern oder 
Erhöhung der beſtehenden Steuerſätze (§. 9.) zu beſchließen hat, fo tritt der Her⸗ 
renſtand mit den übrigen Ständen zu gemeinſchaftlicher Berathung und Beſchluß⸗ 
nahme zuſammen. In allen andern Fällen erfolgt auf dem Vereinigten Landtage 
die Berathung und die Abſtimmung des Herrenſtandes in abgeſonderter Verſammlung. 

8. 15. Jedem Mitgliede des Herrenſtandes ſteht auf dem Vereinigten Land⸗ 
tage eine volle Stimme zu. Wenn jedoch nach $. 14. der gegenwärtigen Verord⸗ 
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nung der Herrenſtand mit den übrigen Ständen zu Einer Verſammlung ſich ver— 
einigt, fo gebührt den, dem Herrenſtande des Vereinigten Landtages angehören⸗ 
den Theilnehmern an Kuriat- und Kollektivſtimmen nur diejenige Stimmenzahl, die 
ihnen auf den Provinzial-Landtagen zuſteht. 
§. 16. Die Beſchlüſſe werden in der Regel durch Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bitten und Beſchwerden dürfen nur dann zu Unſerer Kenntniß gebracht werden, 
wenn fie in beiden Verſammlungen (in der Verſammlung des Herrenftandes und 
in der Verſammlung der Abgeordneten der Ritterſchaft, der Städte- und Landge⸗ 
meinden) berathen ſind und ſich in jeder derſelben mindeſtens zwei Drittheile der 
Stimmen dafür ausgeſprochen haben. Wenn die gedachten beiden Verſammlun⸗ 
gen oder eine derſelben bei Begutachtung eines Geſetzes ſich gegen das Geſetz oder 
einzelne Beſtimmungen deſſelben mit einer geringeren, als der oben bezeichneten 
Stimmenzahl erklaren, ſo ſoll anch die Anſicht der Minorität zu Unſerer Kennt⸗ 
niß gebracht werden. 
§. 17. Hält bei einem Gegenſtande, in Hinſicht deſſen das Intereſſe der 
verſchiedenen Stände oder Provinzen gegen einander geſchieden iſt, ein Stand, oder 
eine Provinz durch einen nach Vorſchrift des §. 16. zu Stande gekommenen Be— 
ſchluß ſich verletzt, ſo findet eine Sonderung in Theile ſtatt, ſobald eine Mehrheit 
von zwei Drittheilen dieſes Standes oder dieſer Provinz es verlangt. In ſolchem 
Falle berathet jener Stand oder jene Provinz für ſich beſonders und giebt ein be— 
ſonderes Votum oder Gutachten ab; die daraus hervorgehende Meinungsverſchie⸗ 
denheit wird demnächſt Uns zur Entſcheidung vorgelegt. Auch für andere Fälle be— 
halten Wir Uns vor, von jedem der Vier Stände oder jeder der Acht Provinzen 
des Vereinigten Landtages, wenn Wir es für angemejjen erachten, abgeſonderte 
Gutachten zu erfordern. 
§. 18. Für den Herrenſtand des Vereinigten Landtages ſowohl, wie für die 
Verſammlung der Abgeordneten des Ritterſtandes, der Städte und Landgemein⸗ 
den werden Wir einen beſonderen Marſchall ernennen, welcher die Geſchäfte zu 
leiten und in den Verſammlungen den Vorſitz zu führen hat. Jeder dieſer beiden 
Marſchälle wird in Verhinderungsfällen durch einen, in gleicher Weiſe zu ernen⸗ 
nenden Vice⸗Marſchall vertreten. Wenn nach $. 14. der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung der Herrenſtand mit den übrigen Ständen zu einer Verſammlung ſich verei- 
nigt, ſo gebührt die Geſchäftsleitung und der Vorſitz dem Marſchall oder Vice⸗ 
Marſchall des Herrenſtandes. 
$. 19. Der Vereinigte Landtag ſteht mit den Kreisſtänden, Gemeinden und 
anderen Körperſchaften, ſo wie mit den in ihm vertretenen Ständen und einzelnen 
Perſonen in keinerlei Heſchäfts⸗Verbindung und dürfen dieſelben den Abgeordneten 
weder Inſtruktionen noch Aufträge ertheilen. 
S. 20. Bitten und Beſchwerden dürfen bei dem Vereinigten Landtage von 
Anderen, als von Mitgliedern deſſelben weder angebracht noch zugelaſſen werden. 
S. 21. Bitten und Beſchwerden, welche von Uns einmal zurückgewieſen wor⸗ 
den find, dürfen nicht von der nämlichen Verſammlung und ſpäterhin auch nur 
dann erneuert werden, wenn dazu neue Gründe ſich ergeben. 
FS. 22. Bei allen Berathungen des Vereinigten Landtages oder einzelner 
Stände oder Provinzen deſſelben (SS- 14— 17.) können Unſere Staats-Miniſter 
und außerdem diejenigen Unſerer Beamten, welchen Wir dazu für die Dauer ſol⸗ 
cher Verſammlungen oder für einzelne Sachen Auftrag ertheilen, gegenwärtig ſein, 
und, ſo oft ſie es nöthig finden, das Wort verlangen. An den Abſtimmungen 
nehmen dieſelben keinen Theil, ſofern ſie nicht als Mitglieder des Vereinigten 
Landtages dazu berechtigt find. 
§. 23. Der Geſchaͤftsgang auf dem Vereinigten Landtage wird durch ein 
von Uns zu vollziehendes Reglement geordnet werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. — Gegeben Berlin, den 3. Febrnar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
5 n. Mühler. Nother. Eichhorn, v. Thile v. Savigny. 
u Va ves. ie Stolberg. UÜhden. Frhr. v. Canitz. 


v. Düesberg. 


Verordnung über die periodiſche Zuſammenberufung des Ver⸗ 
einigten ſtändiſchen Aus ſchuſſes und deſſen Befugniſſe. 

Vom 3. Febraar 1847. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. ıc. 
verordnen, nach vernommenem Gutachten Unſeres Staats-Miniſteriums, im Ver⸗ 
folg Unſeres, die ſtändiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 
Tage, über die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten ſtändiſchen Aus- 
ſchuſſes und deſſen Befugniſſe, wie folgt: 

. 1. Die ſtändiſchen Ausſchüſſe der Provinzialstandtage treten zum Ver⸗ 
einigten ſtändiſchen Ausſchuſſe in der ihuen durch die Verordnungen vom 21ſten 
Juni 1842 gegebenen Einrichtung zuſammen. Die vormals reichsunmittelbaren 
Fürſten in der Provinz Weſiphalen fo wie die in der Rhein-Provinz, ſind be 
rechtigt, aus ihres Mitte je zwei Mitglieder zu dem Vereinigten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſe abzuordnen, welche an deſſen Verhandlungen in Perſon oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte aus Mitgliedern des Herrenſtandes des Vereinigten Landtages theilueh- 
men können, Außerdem ſoll dem Vereinigten ſtandiſchen Ausſchuſſe aus jeder der 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern und Poſen ein von und aus den 
zu Visit oder Kolleftiv-Stimmen berechtigten Mitgliedern, des ersten Staudes zu 
wählender Abgeordneter hinzutreten. Für die Provinz Pommern nimmt der Fürſt 
zu Putbug, fo lange derſelbe der einzige Berechtigte der angegebenen, Art bleibt, 


dieſe Stelle ohne Wahl ein. Die Wahl der übrigen Ausſchuß⸗ Mitglieder erfolgt 
auf dem Vereinigten Landtage nach Maßgabe der Verordnungen vom 21. Juni 
1842 durch die Vertreter der einzelnen Provinzen, in der Zwiſchenzeit von einem 
Vereinigten Landtage zum anderen aber, wie bisher, auf jedem Provinzial⸗Landtage. 

§. 2. Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß wird, ſo oft ein Bedürfniß dazu 
eintritt, längſtens aber vier Jahre nach dem Schluſſe der jedesmaligen letzten Ver: 
ſammlung deſſelben, oder, wenn inzwiſchen ein Vereinigter Landtag ſtattgefunden 
hat, innerhalb derſelben Friſt nach dem Schluſſe des Letzteren von Uns einberufen. 

8. 3. Den nach dem allgemeinen Geſetze wegen Bildung der Provinzial⸗ 
ſtände vom 5. Juni 1823 erforderlichen ſtändiſchen Beirath zu den Geſetzen 
welche Veränderungen in Perſonen- und Eigenthums⸗ Rechten, oder andere als 
die im §. 9. der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Vereinig⸗ 
ten Landtages bezeichneten Veränderungen in den Steuern zum Gegenſtande haben, 
werden Wir, wenn dieſe Geſetze die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen be⸗ 
treffen, der Regel nach von dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe erfordern und 
ertheilen demſelben hierdurch die Befugniß, ſolchen mit voller rechtlicher Wirkung 
abzugeben. Die Vorſchrift im Artikel III. Nr. 2. des angeführten Geſetzes findet 
durch gegenwärtige Beſtimmung ihre Erledigung. Wie Wir aber in der, die Bil— 
dung des Vereinigten Landtages betreffenden Verordnung vom heutigen Tage be— 
reits vorbehalten haben, auch von dieſem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten 
Fällen zu erfordern, fo wollen Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der ers 
wähnten Art, welche die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, aus— 
nahmsweiſe auch den Provinzial-Landtagen zur Begutachtung vorzulegen, wenn 
dies aus beſonderen Gründen, namentlich der Beſchleunigung wegen, räthlich er⸗ 
ſcheinen möchte. 

§. 4. Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß hat in Vertretung des Vereinigten 
Landtages die im §. 8. Unſerer Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung 
des Vereinigten Landtages bezeichneten, das Staatsſchuldenweſen betreffenden Ges 
ſchäfte zu beſorgen. 

S. 5. Das Petitionsrecht ſteht dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe in 
demſelben Umfange zu, wie dem Vereinigten Landtage. Ausgenommen hiervon 
bleiben jedoch alle Anträge, welche Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung 
bezwecken. 

8. 6. Sollten Wir Uns bewogen finden, dem Vereinigten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſe Mittheilungen über den Staatshaushalt zu machen, ſo ſollen dieſerhalb die 
Vorſchriften des g. 11. der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Land⸗ 
tages volle Anwendung finden. 

§. 7. Die Leitung der Geſchäfte und den eh auf dem Vereinigten ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuſſe führt ein von Uns zu ernennender Marſchall, welcher in Ver⸗ 
hinderungsfällen durch einen in gleicher Weiſe zu ernennenden Vice⸗Marſchall ver⸗ 
treten wird. 

§. 8. Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß berathſchlagt als eine ungetheilte 
Verſammlung. Die Beſchlüſſe in demſelben werden, der Regel nach, durch ein⸗ 
fache Stimmenmehrheit gefaßt. Bitten und Beſchwerden dürfen nur dann zu Uns 
ſerer Kenntniß gebracht werden, wenn ſich mindeſtens Zwei Dritttheile der Stim⸗ 
men dafür ausgeſprochen haben. Wenn der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß ſich 
bei der Begutachtung eines Geſetzes gegen das Geſetz oder einzelne Beſtimmungen 
deſſelben mit einer geringeren, als der oben bezeichneten Majorität erklärt, jo ſoll 
auch die Anficht der Minorität zu Unſerer Kenntniß gebracht werden. 

§. 9. Die Provinzial-Landtage dürfen den einzelnen Ausſchüſſen keine In⸗ 
ſtruktionen und Aufträge für den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß ertheilen. 

§. 10. Die Vorſchriften der 68. 17., 19., 20., 21., 22. und 23. der 
Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Vereinigten Landtages fin⸗ 
den auch auf den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß volle Anwendung. ' 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. — Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen, 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savi 
v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Ne, Freiherr 7 


v. Dües berg. 


Verordnung über die Bildung einer ſtändiſchen Deputation 
für das Staatsſchuldenweſen. 
Vom 3. Februar 1847. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. ze. 
verordnen nach vernommenem Gutachten Unſeres Staats-Miniſteriums, im Ver⸗ 
folg Unſeres, die ſtändiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 
Tage, über die Bildung einer ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenwe⸗ 
ſen, wie folgt: 

§. 1. Zur Ausübung der im $. 6. der Verordnung vom heutigen Tage über 
die Bildung des Vereinigten Landtages vorbehaltenen Mitwirkung bei der Aufnah⸗ 
me von Staats-Anleihen für Kriegszeiten, ſo wie zur fortlaufenden ſtändiſchen 
Mitwirkung bei der Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden ſoll „eine ſtändi⸗ 
ſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen“ gebildet werden. 

§. 2. Dieſe Deputation beſteht aus acht Mitgliedern, von denen aus jeder 
der acht Provinzen eines von den Ständen dieſer Provinz und zwar jedesmal auf 
dir Dauer von ſechs Jahren zu wählen iſt. Die Wahl geſchieht auf dem Verei⸗ 
nigten Landtage, in der Zwiſchenzeit von einem Vereinigten Landtage zum alle 
dern aber auf den einzelnen Propinzial⸗Landtagen nach Vorſchrift des Reglements 
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Über das Verfahten bei ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 1842. Sie darf nur 
auf Perſonen gerichtet werden, welche Mitglieder des betreffenden Landtages ſind. 
Wenn einer der Gewählten dieſe Eigenſchaft vor Ablauf der ſechsjährigen Wahl⸗ 
periode verliert, ſo ſcheidet derſelbe auch aus der Deputation aus. Wird jedoch 
ſein Ausſcheiden dadurch herbeigeführt, daß er nicht wieder zum Landtags Abge⸗ 
ordneten gewählt worden, ſo bleibt er bis zum nächſten Landtage Mitglied der 
eputation. Für jedes Mitglied der Deputation werden zwei Stellvertreter ge— 

wählt, deren einer daſſelbe in Behinderungsfällen, ſo wie im Falle eines in der 
Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern eintretenden Abgauges zu erſetzen hat. 
Wegen der Wahl dieſer Stellvertreter gelten die hinſichtlich der wirklichen Mitglie⸗ 
der ertheilten Vorſchriften. 

. 3. Die Mitglieder det Deputation werden bei ihrer Einberufung auf die 
Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten vereidet. 

§. 4. Zum Wirkungskreiſe der Deputation gehören, außer der ihr im §. 6. 
der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages übertragenen Mit⸗ 
wirkung bei Aufnahme von Kriegs-Anleihen, folgende Geſchäfte: 1) Die De⸗ 
putation hat nach Vorſchrift des Artikels XIV. der Verordnung vom 17. Januar 
1820 gemeinſchaftlich mit der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden die eingeld- 

ſeten Staatsſchulden-Dokumente in Verſchluß zu nehmen und deren Depoſition 

beim Kammergericht zu bewirken. 2) Sie hat die Jahres-Rechnung über die Ver⸗ 
zinſung und Tilgung der Staatsſchulden, nachdem dieſelbe zuvor von der Ober⸗ 
Rechnungkammer revidirt worden, zu prüfen und das darüber von dem'Vereinig⸗ 
ten Landtage oder dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe, bei deſſen nächſtem Zu: 
ſammentritt nach Artikel XIII. der Verordnung vom 17. Januar 1820 an Uns 
zu erftattende Gutachten vorzubereiten. 3) Sie iſt befugt, bei Gelegenheit ihrer 
Verſammlungen außerordentliche Reviſtouen der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe und 
der Kontrolle der Staatspapiere vorzunehmen. 9150 

$. 5. Die Deputation für das Staatsſchuldenweſen wird regelmäßig ein⸗ 
mal im Jahre, außerdem aber, fo oft das Bedürfniß es erfordert, zuſammenbe⸗ 
rufen; die Einberufung geſchieht durch den Miuiſter des Innern. 

§. 6. Die Deputation erwählt bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritte aus 
ihrer Mitte einen Vorſitzenden, welcher dem Miniſter des Innern angezeigt wer⸗ 
den muß. Zu einem gültigen Beſchluſſe der Deputation iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens fünf Mitgliedern erforderlich. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. — Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile v. Savigny. 


v. Bodelſchwing h. Graf zu Stolberg. Uhd 


en. Freiherr v. Canitz. 
v. Düesberg. 


(Die Schwediſche Proteſtnote.) — Es erſcheint vielleicht auf den er⸗ 
ſten Anblick kaum glaublich, das die Note Schwedens, einer Macht der zwei- 
ten Ordnung, in Betreff der Aufhebung Krakau's der nordiſchen Diplomatie bei 
weitem mißfälligſer geweſen fein ſoll, als die Proteſtation Guizot's und Pal⸗ 
dnerſton's. Und doch darf man bei näherer Betrachtung au dieſer Thatſache nicht 
zweifeln. Die nordiſchen Kabinette hatten, als fie die Aufhebung Krakau's ver; 
fügten, auf Englands und Frankreichs Proteſtation gerechnet; fie waren darauf 
gefaßt und der Inhalt derſelben war keinesweges ſo beunruhigend, um ſie aus 
der Faſſung zu bringen. Doch ſeit lange iſt man gewohnt, Mächte zweiten Ran— 
des au wichtigen Europäiſchen Fragen, die ſie nicht unmittelbar betreffen, ſich 
icht betheiligen zu ſehen; und Schwedens Mitunterzeichnung der Wiener Ver- 
hatte man nur als eine Förmlichkeit betrachtet. So konnte ſein jetziges un— 
lag ab tes Auftreten wohl überraſchen. Das Unangenehme dieſer Ueberraſchung 
dieſe 7 daß die Schwediſche Note vorausſehen läßt, auf welche Seite ſich 

acht ſchlagen wird, wenn es einmal in Europa zu einer neuen großen Feſt— 
ſellung kommen ſollte, und darin liegt die politiſche Wichtigkeit des 
Schrittes, den das Schwediſche Kabinet gethan. Hegt Rußland wirklich die 
lane, die man ihm unterlegt, ſo muß es durch dieſe Stellung Schwedens am 
unangenehmſten betroffen fein: Die Ruſſiſche Politik ſtrebt ſeit Karls XII. Tode, 
Schweden zu ihrer Domaine zu machen, weil ſie ſonſt von dieſer Seite eine ge— 
fährliche Störung befürchten muß, falls fie ihre Hand nach Konſtantinopel aus: 
ſtreckt. Die Pforte hat auch ihr Bedauern Krakau's wegen ausgedrückt; dies iſt 
ledoch nur der Schauer herannahender Todesahnung, welche die Vernichtungswelle 
näher heranbrauſen hort. Schwedens Note iſt aber drohend. Findet England 
iwann Stunde einen Bundesgenoſſen in der Oſtſee, jo dürfte die Eng- 
i Schwediſche Flotte ſo ſchnell im Finniſchen Meerbuſen fein als die Ruſſiſche 
Ha armormeere, und Petersburg in gleicher Gefahr ſein, wie die Osmaniſche 
Pforte adt. Schon Guſtav der III. zog das Schwert gegen Katharina, um die 


gungen nicht gelähmt, fo mußte die ſtolze Kaiſerin ihre Türkenſiege auf der Flucht 

Die Zeiten ſind noch nicht vergeſſen und iſt Finnland ſeitdem Ruſſiſche 

d geworden, ſo bedarf es doch nur eines helfenden Anſtoßes von außen, 

bruch Sympathien für Schweden, die noch immer in ihm rege find, zum Aus⸗ 

Note namen: zu laſſen. Dies weiß man in Petersburg und deshalb traf Oskar's 1. 

Weſten n wunden Fleck und erregte größeres Mißvergnügen als aller Lärm im 
auf den man längſt vorbereitet war. 


ver 


D 


zu retten, und hätte der Verrath des Schwediſchen Adels feine Anſtrengun⸗ 


Berlin. Mit der feit einigen Tagen hier eingetretenen ſehr milden Witte 
rung find auch die Lebensmittel im Preiſe gefallen, weil dieſelben wieder leichter 
vom Lande und von Auswärts zugeführt werden können. 

Der Bau einer Deutſchen Flotte, der vor einiger Zeit mit ſo bedeuten⸗ 
der Zuſtimmung von Seiten des ganzen Vaterlandes beſprochen wurde, iſt keines⸗ 
weges aufgegeben und tritt wieder in den Vordergrund, ſeitdem ſich die Einnah⸗ 
men des Zollvereins um das Doppelte gegen den früheren Stand vermehrt haben. 
Wenn nun auch Niemand daran denken kann, daß Deutſchland mit den Seemäch⸗ 
ten irgendwie in Conecurrenz treten könnte, fo liegt es doch im Intereſſe des Zoll⸗ 
Vereins, den Deutſchen Handel in den eutfernten Ländern von Amerika und der 
Südſee durch angemeſſene Mittel zu ſchützen, und deshalb dürfte eine 1 Million, 


oder auch nur eine halbe Million, die man jährlich von den Einnahmen des Zoll⸗ 


Vereins auf den Bau einer Flotte verwendete, ſehr gut angelegt ſein, wie aus 

den Wünſchen unſerer Conſuln in Mexico, Braſilien ꝛc. deutlich hervorgeht. 
Berlin. — Für den demnächſtigen Austritt unſeres Miniſters der Geſetz⸗ 

gebung, Hrn. v. Savigny, giebt es immer entſchiedenere Anzeichen und es fehlt 


dabei natürlich auch nicht an neuen Miniſtercombinationen, unter denen mit Ueber⸗ 


gehung alles müßigen Geredes wir nur eine anführen wollen, die aus kundigen 
Aeußerungen für uns zugleich in einem gewichtigen Zuſammenhang auftritt. Es 
heißt nemlich, daß ein ſchon lange gehegter und vorbereiteter Plan, die geiſtli⸗ 
chen Angelegenheiten aus dem bisher beſtehenden Cultusminiſterium 
gänzlich auszuſcheiden, jetzt zur Verwirklichung kommen ſolle, indem Hr. v. Sa⸗ 
vigny dann ein nen organiſirtes Miniſterium der Unterrichts- und Medieinalan⸗ 
gelegenheiten übernehmen werde, Hr. Eichhorn aber zum Cabinetsminiſter 
und gleichzeitig zum Präſidenten eines hier in Berlin zu begründenden Oberconſi⸗ 
ſtoriums beſtimmt ſei. 

Von dem Deeret des Areusberger Oberlandesgerichts, welches die Klage der 
Gräfin v. Hatzfeld gegen ihren Gemahl angenommen hat, eireuliren hier vollſtän⸗ 
dige Abſchriſten. Es iſt in den ſtärkſten Ausdrücken abgefaßt, und wenn die 
Klägerin auch nur einen Theil ihrer Behauptungen mit Beweiſen belegen kann, 
fo dürfte ſich die Wage der Themis auf ihre Seite neigen; dagegen ſpricht es nicht 
zu ihren Gunſten, daß ſich unter den jungen Männern, welche in der Caſſetten⸗ 
Angelegenheit eine Rolle geſpielt, einer beſindet, der eine ſehr nachtheilige Mei⸗ 
nung von ſeiner Wahrheitsliebe erregt hat. 

ee 


Ausland. 


O eſter reich. 

Die Allg. Ztg. enthält folgendes an alle Länderſtellen der Oeſterreichiſchen 
Erblande ergangene Cirkularſchreiben in Betreff der Ablöſung von Zehnten und 
Frohnden: ar 

„Sr. Kaiſerl. Majeftät find von mehreren Seiten, bezüglich auf die von Un⸗ 
terthanen an ihre Grundherrſchaften Zehentherren in natura zu leiſtenden Frohnen 
und Zehente, Wünfche ſowohl der Berechtigten als der Verpflichteten bekannt ge⸗ 
worden, welche dahin abzielen, daß in der Art der Abſtattung dieſer Verpflichtun⸗ 
gen dem Bedürfniß der gegenwärtigen Kultur die angemeſſene Berückſichtigung zu 
Theil werde. 

„So wie nun Se. Mejeſtät einerſeits feſt und unabänderlich entſchloſſen ſind, 
alle wohlbegründeten grund- und zehentherrlichen Rechte ungeſchmälert aufrecht zu 
erhalten, eben fo finden ſich Allerhöchſtdieſelben andererſeits geneigt, das Zuſtan⸗ 
dekommen freiwilliger Abfindungen zwiſchen den Grund- und Zehentherren und 
ihren Grund- und Zehentholden über die Naturalfrohne und die Naturalzehente, 
theils durch Beſeitigung einiger ſolcher (auch bisher geſtatteter) Abfindungen er⸗ 
ſchwerenden Vorſchriften, theils durch neue ſie erleichternde Beſtimmungen, inſoweit 
es ohne Gefährlichkeit der Rechte eines Dritten möglich iſt, unter Mitwirkung der 
Kaiſerlichen Behörden zu befördern. 

u dieſem Ende haben Se. Majeſtät mit Allerhöchſter Entſchließung vom 14. 
December 1846 die Kundmachung nachſtehender Vorſchriften Allergnädigſt zu be⸗ 
fehlen geruht: „1) Alle unterthänigen Arbeits-Leiſtungen (Roboten) und zehent⸗ 
herrlichen Rechte können auf dem Wege freiwilliger Uebereinkommen in andere 
Leiſtungen umgeſtaltet oder durch den Erlag eines Kapitals, durch Grundabtre⸗ 
tung oder durch die Verzichtleiſtung auf gegenfeitige Verpflichtungen abgelöſt wer⸗ 
den. 2) Derlei Uebereinkommen bedürfen jedoch zu ihrer Gültigkeit die Beſtäti⸗ 
gung des betreffenden Kreisamtes, welche ihnen, wenn ſie klar und unzweidentig 
verfaßt find und nichts Geſetzwidriges enthalten, ohne Anftand zu ertheilen iſt. 
Durch dieſe Beſtätigung erlangen dieſelben die Kraft eines gerichtlichen Vergleichs, 
wohl verftauden jedoch, daß in dem Fall, als die Robot oder der Zehent mittelſt 
einer zugeſicherten fortwährenden beſtimmten Jahresrente abgelöſt worden iſt, die 
Eintreibung dieſer letzteren in politiſchem Wege zu geſchehen habe. 3) Wenn bei 
der Ablöſung Rechte eines Dritten eintreten, fo hat das Kreis-Amt vorläufig die 
Aeußerung des Landrechts, in deſſen Landtafel das Gut des Grund⸗ oder Zehent⸗ 
herren gehört, darüber einzuholen, ob in rechtlicher Hinſicht die Genehmigung er⸗ 
folgen könne. Dieſe Vorſicht iſt insbeſondere zu beobachten: a) wenn das Gut, 
deſſen Beſitzer Robot oder Zehent zu fordern hat, mit Schulden belaſtet iſt und 
die Uebereinkunft ſich nicht auf die in . 6 bezeichnete Art der Robot- oder Zehent⸗ 
Ablöſung beſchränkt; b) wenn das Gut Fideikommiß oder Lehen, oder einer Sub⸗ 
ſtitution unterworfen iſt; e) wenn ſich unter Miteigenthümern des Gutes Verſchie⸗ 
denheit der Meinungen äußert. 4) Auf gleiche Art hat das Kreisamt, wenn der 
eine oder andere Theil, aus was immer für einem Grunde, über das Seinige zu 
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verfügen nicht fähig iſt, das gehörige Gericht um die Entſcheidung über die Ge⸗ 
nehmigung des Vertrages anzugehen. 5) Das Landrecht hat, wenn das Gut 
mit Schulden belaſtet iſt, über die Genehmigung des Vertrages alle bekanntlich in 
der Provinz wohnenden Pfandgläubiger zu vernehmen, für alle übrigen einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Kurator zu beſtellen und deſſen Aeußerung abzufordern. Die Friſt, 
binnen welcher die Gläubiger oder der Kurator ſich äußern ſollen, iſt auf wenigſtens 
90 Tage mit der Bemerkung feſtzuſetzen, daß diejenigen, welche nicht in gehöriger 
Zeit ihre Erklärung abgeben, für einwilligend werden gehalten werden. Die Ge— 
nehmigung kann, mit Vorbehalt des Rekurſes an die höhere Behörde, ungeachtet 
der von einzelnen Gläubigern oder dem Kurator verweigerten Beiſtimmung, dann 
ertheilt werden, wenn das Landrecht finder, daß davon kein Nachtheil für die Wi⸗ 
derſprechenden entſteht oder zu beſorgen ſei. Wird Zehent oder Robot ein- für 
allemal mit einem Kapital abgelöſt, ſo muß daſſelbe, wenn nicht entweder das 
Gut ganz ſchuldenfrei iſt, oder alle Pfandgkäubiger in eine andere Verfügung ein- 
willigen, zu dem Landrecht deponirt und in den Depoſiten-Büchern vorgemerkt 
werden, daß alle mittelſt der Landtafel bis dahin auf das Gut erworbenen Hypo⸗ 
theken und andere dingliche Rechte ſich auch auf dieſes Kapital erſtrecken. Eben 
fo find, wenn das Kapital in' der Folge angelegt wird, oder wenn Grund⸗Eigen⸗ 
thum durch Tauſch an die Stelle des Zehents oder Robot tritt, die dinglichen 
Rechte durch Anmerkung in den öffentlichen Büchern zu verſichern. 6) Die Vor⸗ 
ſchriften des §. 5 finden keine Anwendung auf Verträge, wodurch dem Beſitzer 
eines freieigenen Gutes anſtatt der Robot oder des Zehents eine fortwährende be— 
ſtimmte Jahresrente in Geld oder Früchten zugeſichert oder von dem Unterthan ger 
gen Aufhebung der Robot auf ein ihm gegen den Grundherrn zuſtehendes Weider, 
Holzungs⸗ oder ähnliches Recht Verzicht geleiſtet wird. Hierzu bedarf es, wenn 
auch auf dem Gute Schulden haften, keiner Beiſtimmung der Gläubiger oder des 
Landrechts. 7) In Rücklicht der zu Fideikommiß⸗Gütern gehörigen Roboten oder 
Zehente hat das Landrecht nach Vernehmung der in der Provinz wohnenden nächſten 
Anwärter und der Kuratoren des Fideikommißes und der Nachkommenſchaft über 
die Genehmigung des Ablöſungs-Vertrages zu entſcheiden. Die von den Fidei⸗ 
kommiß⸗Beſitzern angefuchte Genehmigung kann, ungeachtet der von Anwärtern 
oder Kuratoren verweigerten Beiſtimmung, ertheilt werden, wenn das Landrecht 
findet, daß ſie dem Fideikommiß nicht nachtheilig ſind. Zur Ablöſung des Zehents 
oder der Robot für einen Fideikommiß bedungene Kapitalien ſind als Stammver⸗ 
mögen des Fideikommiſſes zu Gericht zu deponiren; zur Abfindung überlaſſene 
Grundſtücke ſind dem Fideikommiß in den öffentlichen Büchern zuzuſchreiben. Al— 
les von Fideikommiß-⸗Beſitzern für aufgehobene Zehenten oder Roboten eingetauſchte 
Grundeigenthum kann ohne beſondere landesherrliche Bewilligung dem Fideikommiß 
einverleibt werden. Dieſe Beſtimmungen finden auch auf Güter, die einer Sub⸗ 
ſtitution unterliegen, analoge Anwendung. 8) Bei Lehengütern iſt über den Ab⸗ 
löſungs⸗Vertrag auch der Lehenherr, wenn es ſich um ein Privatlehen handelt, 
zu vernehmen, im Uebrigen nach den für Fideikommiſſe ertheilten Vorſchriften zu 
verfahren. In Rückſicht aller landesfürſtlichen Lehen oder Afterlehen iſt mit der 
kreisamtlichen Beſtätigung des Vertrags auch die landesherrliche Bewilligung als 
ertheilt zu betrachten. Das Kreis⸗Amt wird jedoch hierbei Sorge zu tragen haben, 
daß, wenn die Ablöſung der Frohne oder des Zeheuts bei einem Lehengut mit 
einem Kapital eins für allemal geſchähe, das Kapital im geeigneten Wege ſogleich 
mit dem Lehensbande vinkulirt werde, da es hierfür einen Beſtandtheil des Lehens 
zu bilden haben wird. 9) Ueber die Rechte der Nutzeigenthümer eines Gutes 
dienen die allgemeinen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches zur Richtſchnur. 
10) In Rückſicht der anftatt der Robot oder des Zehentens bedungenen Jahres- 
Renten gebühren dem Gläubiger eben die Pfand» und Vorrechte auf das Grund⸗ 
Eigenthum des Verpflichteten, welche ihm vorhin in Anſehung der Roboten oder 
Zehente ſelbſt zugeſtanden ſind. Wird zur gänzlichen Abfindung für die Roboten 
oder Zehente ein dem Grund- oder Zehentherren verſchriebenes oder zur Befriedi⸗ 
gung deſſelben ein von anderen geborgtes Kapitak auf das bisher mit Robot oder 
Zehent belaſtete Gut einverleibt, ſo hat es den Vorrang vor allen übrigen, weun 
auch früher eingetragenen Hypotheken. Ein ſolches Kapital iſt immer auf gericht— 
lichem Wege durch die nach Beſtimmung der Jurisdiktions-Norm berufene Gerichts— 
Behörde einzutreiben und hat darauf die politiſche Exekutions Ordnung, welche 
für Unterthans-Forderungen vorgeſchrieben iſt, keine Anwendung mehr zu finden. 
11) Zum Behufe der Robot- und Zehent-Abloͤſungen können auch unterthänige 
(Ruſtikal⸗) Grundſtücke verwendet und an die Obrigkeit in das Eigenthum über- 
laſſen werden, ohne daß letztere in ſolchen Fällen zur Abtretung eines Aequivalents 
in Dominikal⸗Grundſtücken gehalten ſind. Auch können zu dem gleichen Zwecke 
Grundtauſche zwiſchen Obrigkeiten und Unterthanen ſtattfinden. Das Kreisamt 
hat ſich jedoch bei der Beſtätigung ſolcher Ablöſungs Verträge im geeigneten Wege 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß dabei die Subſiſtenz der Unterthanen nicht 
gefährdet und ihre Wirthſchaften im aufrechten Stande erhalten werden. 12) Wenn 
ſich ganze Gemeinden von der Robot- und Zehentſchuldigkeit frei machen und dazu 
ihr Gemeinde⸗Vermögen, es mag dieſes in Grundſtücken, Servitusrechten oder 
Kapitalien beſtehen, verwenden wollen, ſo iſt dieſem Wunſche, inſofern er mit der 
Vorſorge für die gehörige Bedeckung der Gemeindebedürfniſſe vereinbarlich iſt, kein 
Hinderniß entgegenzuſetzen. Auch die Vorräthe und Kapitalien der unterthänigen 
Contributions-Fonds dürfen zur Ablöſung ſolcher Schuldigkeiten benutzt werden, 
inſoweit dieſes, ohne die Sicherſtellung des unterthänigen Samenbedarfs zu ges 
fährden, geſchehen kann. Sind die Mitglieder einer an den Verhandlungen über 
die Ablöſung theilnehmenden Stadt-, Markt- oder Dorfgemeinde verſchiedener 
Meinung, ſo kann das Kreisamt für eine billige und der Gemeinde unſchädliche 


Uebereinkunft, ſelbſt wenn fie nur die minderen Stimmen win 
geben. 13) Wenn unterthänige Grundſtücke an S we e Me 
diefe auch die hierauf entfallenden landesfürſtlichen Steuern und Giebigleiten zu 
übernehmen. Uebereinkünfte, daß die ſolche Realitäten treffenden Vorſpanns, und 
Einquartierungs⸗Leiſtungen, fo wie Schub-Botenlohn und andere Gemeinde⸗Um⸗ 
lagen, von den Verpflichteten auf ihren übrigen Grundbeſitz übernommen wer⸗ 
den, find unter Beobachtung der $. 11 erwähnten Vorſicht nicht zu beanſtanden 
14) Die über Ablöſung von Roboten und Zehnten gepflogenen Verhandlungen bar 
ben, ſo wie die darüber errichteten Verträge, die Stempel⸗Freiheit zu genießen.“ 
Der Oeſterreichiſche Beobachter enthält folgenden, augenſcheinlich offiziellen 
Artikel, deſſen Beurtheilung wir unſern Leſern überlaſſen: „Der Uebergang des 
Krakauer Gebietes in den Oeſterreichiſchen Zollverband mußte, aus ganz unver⸗ 
meidlichen Urſachen, zu mancher augenblicklichen Störung im dortigen Verkehr die 
Veranlaſſung bieten. Krakau war bisher der Sammelpunkt für alle Waaren ge⸗ 
weſen, welche durch die Zollgeſetzgebung in den angrenzenden Ländern, in ſo weit 


es den innern Verbrauch betrifft, theils von bedeutenden Einfuhrabgaben, theils 


von beſchränkenden Bezugsbedingungen getroffen wurden. Vorausſichtlich konnte 
nach der Wiedervereinigung des Krakauer Gebietes mit dem Oeſterreichiſchen Kai⸗ 
ſerſtaate, deſſen zollfreier Zuſtand, der, in Folge der durch die Iſolirung beding⸗ 
ten Verkehrſchwierigkeiten, den größeren Theil jener Bevölkerung zu vermehrter 
N W verurtheilt hätte, nicht fortdauern, was auch den 
andeltreibenden ſo wenig entgangen war, daß, na iti 

dieſes Gebietes, das Aufhören der Zollreiheit, als 1 e 72 70 
rechtigung zum freien Verkehr mit dem Oeſterreichiſchen Staatenkörper, von einer 
nicht unbeträchtlichen Anzahl unter ihnen ſelbſt lebhaft gewünſcht und binlich ange⸗ 
ſucht wurde. Allein dennoch hatten Manche ſich mit der Hoffnung gefchmeichelt 
daß für die mit dem Anfange des Zolleinſchluſſes vorhandenen Waarenvorräthe — 
zollfreie und ungebundene Verkehr wenigſtens noch durch längere Zeit andauern 
werde, und jene Perſonen, von welchen ſie mit dieſen Vorräthen, und zwar 
mehrerentheils als Commiſſionswaare, verlegt worden, waren ohne Zweifel eifrig 
bemüht geweſen, ſie darin zu beſtärken, um noch die möglich größte Waarenmenge 
auf den Krakauer Platz in der Zwiſchenzeit zu werfen, und davon die Vortheile 
der alten Verkehrsverhältniſſe zu erzielen. Obwohl nun die mit der Einführung 
des Oeſterreichiſchen Zollgeſetzes in Betreff der Waarenvorräthe verbundenen Be- 
ſtimmungen das Gepräge ausgezeichneter Milde an ſich tragen, indem ſie die An⸗ 
wendung der Zollvorſchriften nur auf einzelne Gattungen beſchränkten und zugleich 
hinſichtlich derſelben der geſammten Bevölkerung des Krakauer Gebietes Wege offen 
ließen, um ſich mit den zum häuslichen Verbrauche dienenden Vorräthen auf ein 
ganzes Jahr zollfrei verſehen zu können, ſo werden dennoch Wünſche nach man⸗ 
nigfachen Zugeftändniffen laut, welche die Staatsverwaltung, in ſo fern es nur 
immer mit den allgemeinen Zwecken vereinbarlich iſt, zu berückſichtigen ſicher keinen 
Anſtaud nehmen wird. Bei dieſer Gelegenheit kommen aber auch unverholen Be⸗ 
kenntniſſe zu Tage, die den Beweis liefern, in welcher Weiſe der Handel von 
Krakau aus in die Nachbarſtaaten betrieben worden war, und wie die Stadt 
Krakau und ihr Gebiet ſich als ein Depot für die bedauerlichſte Richtung des Ver⸗ 
kehrs, nämlich des Schmuggels, herangebildet hatten. Wenn es noch eines Be⸗ 
weiſes bedurft hätte, daß Krakau's frühere politiſche Stellung, auch vom Stand⸗ 
punkte der Tendenzen des materiellen Erwerbes, unhaltbar geworden war, ſo 
würde er durch einen Thatbeſtand gegeben ſein, der unwiderleglich bekräftiget, 
daß die nach auswärts geſponnenen Faden des Erwerbes in dem beſtandenen klei⸗ 
nen Freiſtaate — gleich dem Streben der politiſchen Aufrührer, die ſich dort eine 
geniſtet hatten, — eine allen Rezierungsmaßregeln der Nachbarſtaaten durchaus 
feindſelige Richtung hatten, und daß, von der Macht der materiellen Intereſſen 
angetrieben, dieſe Bemühungen immer weiter gewuchert hätten, um die Wirkſam⸗ 
keit jener Maßregeln zu zerſtoͤren, wozu die fortgeſetzte Untergrabung der Morali⸗ 
tät der nachbarlichen Grenzbewohner und deren Achtung vor den Geſetzen als Mit⸗ 
tel gedient hätte. Indem die Oeſterreichiſche Regierung bei Einführung des Zoll⸗ 
geſetzes fur das Krakauer Gebiet zu Gunſten der Bevölkerung deſſelben hinſichtlich 
des heimiſchen Bedarfs an fremden Verbranchsgegenſtänden aller Art die möglichſte 
Schonung walten läßt, hat ſie dabei auch in Betreff der Vorräthe an ſolchen Ge- 
genſtänden das Maß der Begünſtigungen im Auge behalten müſſen, deren Einräu⸗ 
mung mit den Leiſtungen und Auſprüchen der übrigen Staatsangehörigen und mit 
den höheren Staatsrückſichten ſich vereinigen ließ. In keinem Falle kann ſie aber 
dazu die Hand bieten, daß der verderbliche Schmuggelhandel fortgeſetzt, der recht: 
liche Handel des Inlandes beeinträchtigt, und ein den befreundeten Nachbarſtaa⸗ 
ten feindſeliger Verkehr von ihr zugelaſſen, oder geſchützt werde. 


Spanien 

Die Nachrichten aus Madrid beftätigen, daß bie Königin die Entlaſſung 
des Miniſteriums ohne Zögern bewilligt hat. Es wird nun eine Menge Namen 
von neuen Miniſtern genannt. Hr. Caſa Irujo hatte den Auftrag erhalten, ein 
neues Kabinet zu bilden. — Aus Bayonne meldet man, daß in der dortigen Ge⸗ 
gend jetzt eine große Zahl Spanier ſich aufhalte, welche auf Ereigniſſe in ihrem 
Vaterlande warten, um dann über die Grenze zu gehen. Die Wachſamkeit der 
Franzöſiſchen Grenzbehörden hat ſich verdoppelt. Einer der letzten Geſandſchafts⸗ 
Kouriere von Madrid nach Frankreich iſt 1 Meile von Miranda von Räubern 
angehalten worden, die ihm ſeine Uhr und 750 Frs. abnahmen. 


(Beilage.) 
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Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum 


Poſen. den 6. Februar 1847. 


ul r eli c. 

Paris den 30. Jan. Der Moniteur pariſien meldet, daß der Kriegs- 
Miniſter die Militair⸗Diviſionen der Departements, in welchen während der letz 
ten Wochen Ruheſtörungen vorgefallen ſind oder Anzeichen aufgeregter Stimmung 
ſich kundgegeben haben, mit hinreichenden Zufuhren ausländiſchen Getreides ver— 
ſehen habe „ſo daß die Militair⸗Behörden nicht nöthig hätten, zu Lokal-Aufkäufen 
zu ſchreiten und dadurch zum Steigen der Kornpreiſe beizutragen. 

Die neueſte Veröffentlichung diplomatiſcher Depeſchen — 
Ergänzung der früheren, von Hrn Guizot ausgegangenen — verwickelt im höchſten 
Grade die ohnehin ſchon genugſam verworrene Frage von den ſpaniſchen Heirathen. 

an ſchließt aus dem Inhalt der nun der Publieität anheimgegebenen Schreiben 
Normanby's an Palmerſton, daß die beiden Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten, Guizot und Palmerſton, unmöglich länger mit einander correſpon⸗ 
diren können. Der eine oder der andere muß abtreten, wenn nicht etwa, um einen 
Mittelweg einzuſchlagenz Lord Normanby abgerufen wird. — Dem Herrn Guizot 
wird von feinen Gegnern eine mach ia velliſtiſche Politik vorgeworfen, die 
nicht geſcheut habe, die Eigenliebe des engliſchen Miniſters aufs empfindlichſte zu 
verletzen. 

e eee e 

Rom, den 23. Jan. Se. Heiligkeit hat zur Unterſtützung der durch Hun⸗ 
gersnoth heimgeſuchten Irländer die Summe von 1000 Scudi verwilligt. Faſt 
nicht minder drohend als auf dieſer unglücklichen Inſel ſcheinen ſich indeß die Ver⸗ 
hältniſſe aus gleichen Gründen in einem Theile von Neapel und Sicilien geftalten 
zu wollen. Nach einem geſtern aus Kalabrien angelangten Briefe befürchtet man 
zunächſt dort, fo wie in der Gegend von Meſſina, Melazzo, Barcellona ꝛc. ge— 
waltſame Ausbrüche der nothleidenden unteren Volksklaſſen. Durch die furchtba⸗ 
ten, alle Vorſtellungen überſteigenden Ueberſchwemmungen find in dieſer Gegend 
alle und jede Vorräthe von Getreide und Lebensmitteln gänzlich vernichtet worden, 
und die gewährte Hülfe iſt bei weitem nicht zureichend. Daher herrſcht dort nicht 
blos eine übermäßige Theuerung, ſondern ein gänzlicher Mangel und Hungersnoth. 

Ein im Staatsdienſte Angeftellter, Namens Leoni, welcher unter der vorigen 
Regierung als politifcher Verbrecher zu lebeuslänglichem Kerker verurtheilt worden, 
durch Pins” IX. Amneſtie aber wieder in Freiheit gelangt war, ſuchte nunmehr 
um Wiedereinſetzung in ſein verlorenes Amt nach, die ihm aber wegen des durch 
enen gerichtlichen Ausſpruch auf ihm ruhenden Verdachts verſagt ward. Von der 
in dem Amneſtie⸗Edikt enthaltenen Befugniß Gebrauch machend, unterwarf er da⸗ 
her ſeine Sache einer wiederholten Unterſuchung. Das Urtheil iſt jetzt erſchienen 
und lautet vollkommen freiſprechend. 

Teſſin f S ch . ic 
binien und ARE: Die Konferenz zwiſchen den Abgeordneten des Königs von Sar⸗ 
3 jenigen der Kantone St. Gallen, Graubündten und Teſſin, welche 
de . ar in Lugano eröffnet wurde, ift am 17ten gefchloffen worden. Mit 

n Reſultaten der Verhandlungen iſt man zufrieden, indem durch dieſelben das 
ee der großartigen Unternehmung der Luckmanier-Eiſenbahn gleich⸗ 
N ſichergeſtellt wird und für den Tranſit ſowohl von Waaren als für Getreide 
u Erleichterungen erhalten, ſo wie auch für die Einfuhr von induſtriellen und 

udwirthſchaftlichen Produkten weſentliche Begtinftigungen zugeſichert worden find. 
N Bern. (N. 3. 30 — In der Großrathsſizung vom 27. Jan. iſt ein An⸗ 
ae des Hrn. Niggeler, daß die Regierung beauftragt werde, eine Unterſuchung 
Über die bei dem Bernerregiment in neapolitaniſchen Dienſten herr⸗ 
ſchenden Mipverhältniſſe und Uebelſtände einzuleiten, mit 127 gegen 9 Stimmen 
erheblich erklärt worden. ne 
. (Eidg. Ztg.) — So eben iſt bei Jenni, Sohn, „Meine Ans⸗ 
findet ns aus Zürich, von K. Heinzen“ erſchienen. Herr Heinzen bes 
we ee des Ausweiſungsbeſchluſſes der dortigen Regierung noch in Bern, 
die Glaus weil die f ranzöſiſche Geſandtſchaft Anſtand genommen, ihm 
atheil uiß zur Reiſe durch Frankreich, um ſich nach Amerika zu begeben, zu 
eilen, jo daß zuerſt eine Verfügung des Miniſteriums eingeholt werden müſſe. 
Wan Er 4 28. Jan (N. Z. Z.) — Der Sonderbundsgeneral Salis⸗Soglio 
a“ ecognoseirungen vor. Letzte Woche beſichtigte er in Begleitung des 
andjägerhauptmanns Franz Meier die Höhen des Ibachs und die umliegende 
gend. Einige Tage ſpäter unterſuchte er in Begleitung des gleichen Herrn 
— er eines neapolitaniſchen Aide de camp, Felix Schumacher, das Terrain 
munen fiton. 9 endlich bereiſte er den Brünig. — Aller dieſer Oſtenta⸗ 

0 ungeachtet darf aber nicht die geringſte Beſorgniß walten und wenn der 
1 chter der Urſchweiz neulich ſagte, der Sonderbund fei Willens geweſen, mit 
ſolg, Bataillonen durch das Bernergebiet gegen Freiburg zu ziehen, fo ſchenke man 
ſich zu Großſprechereien nicht den geringſten Glauben. Der Sonderbund fühlt 
Bata kein und zu ſchwach, als daß er etwas unternehmen ſollte. Jenen zehn 
Kay, 2 hätten ja die Gegner die vier⸗ und fünffache Zahl entgegenſtellen 
Sta I. Alle die Rüſtungen find viel mehr ein Zeugniß der Schwäche als der 


u’ Rußland und Polen. 

Abg 5 der Polniſchen Grenze. (Ztg. f. L.) — Gegen eine jährliche 

ſche Aleen 15 Silberrubeln iſt es den polniſchen Rabbinern geſtattet, ihre jüdi⸗ 

Rabbiner tracht und den Bart beizubehalten. Mit Freuden haben ſämmtliche 
don dieſer Beſtimmung Gebrauch gemacht, da das Tragen des Barts 


ein eben ſolches Gefetz iſt, als die Beſchneidung, denn es heißt im 3. Buch Moſe 
Kap. 19, V. 27: „Ihr ſollt nicht rund abſcheren die Seitenenden Eures Haup⸗ 
tes, und nicht verderben ſollſt Du die Seitenenden Deines Bartes.“ Im Allge⸗ 
meinen hat ſich die jüngere jüdiſche Bevölkerung leicht in die neue Kleidertracht 
gefügt, da ſie den Wohlhabenderen Gelegenheit giebt, ſich nach dem neueſten Lu⸗ 
rus und der Mode kleiden zu dürfen, was ihnen ſonſt von den Eltern unter keinen 
Umſtänden geſtattet worden wäre. Die Seidenzeug- und Tücherfabrikanten haben 
durch zwei alte Luxusartikel, nämlich durch die vielen und ſchweren Seidenzeuge 
zu Männerröcken und die mitunter ſo ſehr koſtbaren Wollentücher für die Frauen 
und Mädchen um den Kopf, ungeheure Verluſte, da jetzt nur Tuch- und Wollen⸗ 
zeug⸗Röcke und von den Frauen Hauben getragen werden, die Mädchen aber im 
bloßen Kopf gehen. Komiſch ſehen indeſſen diejenigen Juden aus, die ihren Bart 
nicht verlieren wollten und dafür die ruſſiſche Tracht gewählt haben. Dieſe müſſen 
einen großen ruſſiſchen Hut tragen, das Haar um den Kopf bis an die Ohren, 
aber rund geſchoren, damit es allenthalben eine Länge hat, einen grauwandtnen 
kurzen Wamms (Rock) am Halſe mit einem Knopf zugeknöpfelt und um den Leib 
mit einem Riemen zugebunden, im Sommer das Hemde über die Hoſen gezogen, 
ganz fo wie die Tracht des ruſſiſchen Burlak (Bauer). Uebrigens herrſcht unter 
der ärmeren jüdiſchen Bevölkerung in Polen eine nicht zu beſchreibende gräßliche 
Noth. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Leipzig. — Die Geſammtlänge der gegenwärtig (Anfangs 1847) in 
Deutſchland regelmäßig befahrenen und zum Perſouentransport dienenden Eiſen⸗ 
bahnen beträgt circa 592 geographiſche Meilen, wovon aber 26 Meilen nur 
mit Pferdekraft befahren werden. Sie zerfallen in beinahe 173 Meilen Staats⸗ 
bahnen und etwas über 419 Meilen Privatbahnen. 

Ulm, 26. Jan. (Ulm. Schnellp.) — Geſtern Nachmittag drohte im hie⸗ 
ſigen Kreisgefängniß unter einem Theil der männlichen Sträflinge ein 
Aufſtand auszubrechen, der aber durch energiſche Maßregeln bald wieder 
unterdrückt wurde. Schon am Sonntag erhoben 5 Gefangene Beſchwerde über 
das ihnen verabreichte Brod und erhielten dafür eine kleine Strafe, weil ihre 
Klage ungegründet war. Hierauf benahmen ſie ſich am Montag im Arbeitszim⸗ 
mer höchſt tumultuariſch, weßhalb ſie auf die Kanzlei der Strafanſtalt gebracht 
werden ſollten; ſie weigerten ſich und da man verſuchte, einen hiervon mit Ge⸗ 
walt fortzuſchaffen, fo machten die vier übrigen Miene, dieſen ihren Genoſſen zu 
befreien und bewaffneten ſich zu dem Ende mit Stuhlfüßen, die ſie von den im 
Zimmer befindlichen Stühlen und Schrannen abſchlugen. Als aber nun die 
Sache einen etwas zu ernſthaften Charakter annahm und die Aufſeher ſahen, daß 
ſie ohne Blutvergießen hier nicht allein Herr werden könnten, ſo wurde in die — 
dem Arbeitshauſe naheliegende — Zeughauskaſerne geſchickt und Militair re- 
quirirt. Sofort erſchienen 10 Mann vom Piquet und ſelbſt jetzt widerſetzten 
ſich die Tumultuanten noch immer den ihnen gegenüberſtehenden Bewaffneten thät- 
lich; da ſich dieſe aber mit der größten Mäßigung gegen fie benahmen, fo konute 
man ſich ihrer erſt nach einigen Anſtrengungen bemächtigen. Zum Schluſſe wur⸗ 
den bie Emeuter gefeſſelt und in ſtrenge Haft gebracht. 

Aus Ungarn. — Wie groß die Noth in dem ganzen Zuge der Karpa⸗ 
then it, davon hat nur der eine Vorſtellung, welcher ſie mit eigenen Augen an⸗ 
geſehen hat. Ihren Centralpunkt hat ſie im weſtlichen Arme derſelben und zwar 
auf beiden Seiten, d. h. auf der mähriſchen und ungariſchen. Auf letzterer 
ſteht fie am höchften, denn man weiſt jetzt ſchon Fälle nach, wo im Trentſchi⸗ 
ner Comitate Menſchen verhungert ſind. 

Auch in München hat man bereits gelungene Verſuche mit der Anwendung 
des Schwefeläthers bei ſchmerzhaften Operationen gemacht. 

Der Pfarrer einer der ärmſten Kirchſpiele in Brügge hat dieſer Tage, nach⸗ 
dem er ſeine eigenen Geldmittel und die ihm zu Spenden an die Armen einge⸗ 
händigten Gaben gänzlich erſchöpft hatte, ſein ſämmtliches Silbergeräthe und alle 
ſeine nur irgend entbehrlichen Möbel verkauft, um mit dem Ertrage feine gewöhn⸗ 
lichen Vertheilungen fortſetzen zu können. 
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Handels-Bericht aus Stettin vom 2. Februar. 

Roggen, am Landmarkt 74 à 70 Kthlr., bei ſtärkerer Zufuhr; per Frühe 
jahr in erſter Abſtellung 69 Rthlr. Br., 68 Rthlr. Geld, in Schlußſcheinen 68 
Rihlr. Br, 67 a 671 Rtle Geld. 

Spiritus aus erſter Hand zur Stelle 104 — 104 3, per Frühjahr 103 
9 Br. und G., per Juni Juli, Juli Auguſt 10 4 Br. 


Rüböl in loco 10! Rihir. G.; März / April 102 Rtlr. G.; April / Mai 105 
Rthlr. Br., 102 Rılr. G.; Sept Okt. 113 Rilr. Br., 113 Rilr. G. 
—̃ — — — 


Handels=- Saal in Poſen. 
Marktpreiſe am öten Februar 1847. 
8 Viertel — 9 Berl. Scheffel nach der hieſigen Uſance. 


Weizen 2 3 Rtlr. 5 Sgr. bis 3 Nele, 10 Sgr. pro Viertel nach Qualität. 
Roggen 3 — 3 2 dto. dto. 
Gerte , , 5 7% dto. dto. 
Hafer a 1 10 = „ 1 „ 15 dto. dto. 
Buchweizen n - . —: —.o dto. dto. 
Erbſen „FFC. dto. dto. 

Die Tonne Spiritus 120 Quart 80 4 Trall. 25 Rthlr. in loco in 
Quantitäten. - 


Stadttheater in Poſen. f 
Sonntag den Tten Februar: Der Tyroler 
Waſtel; komiſche Oper in 3 Akten, Muſik von 
Heibel. 


Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 

Verzeichniß ſämmtlicher Ortſchaften des Regie⸗ 

rungs-Bezirts Poſen Mit einer kurzen geo⸗ 
araphiſch-ſtatiſtiſchen Ueberſicht deſſelben. Preis 
20 Sgr. 

Der hieſige Geſangverein wird am Mittwoch den 
10ten d. M. Abends um 6 Uhr im Saale des Hotel 
de Saxe hierſelbſt den erſten Theil des Oratoriums 
Paulus, von Mendelſohn- Bartholdy, zu 
wohlthätigen Zwecken aufführen Einlaßkarten wer⸗ 
den in den Buchhandlungen der HH. Mittler und 
Scherk à 10 Sgr., Abends an der Kaffe a 15 Sgr. 
verkauft. Textbücher à 2 Sgr. gleichfalls an der Kaſſe. 

Poſen, den 5. Februar 1847. 

Direction des Geſang vereins. 


Bekanntmachung. 

Die Lieferung des Speckbedarfs zur Verpflegung 
der Gefangenen in der Korrektions-Anſtalt in Ko⸗ 
ſten ſoll im Wege des Mindeſtgebots am 15ten 
März c. Vormittags um 11 Uhr im Bureau die⸗ 
ſer Anſtalt ausgethan werden. Der jährliche Be— 
darf iſt circa 15 Centner; die Vietungs-Kaution 
beträgt 50 Thaler. 


Auktion. 


Montag den Sten Februar Vormittags 
von 10 und Nachmittags von 3 Uhr ab ſollen im 
Auktions⸗Lokal, Friedrichsſtraße Nro. 30., circa 3 
Centner Kaffee, 4 Centner Farin⸗Zucker und 4 Ctr. 
StuhleRohr in Parthien a 10 Pfund, fo wie auch 
Champagner, diverſe Rothweine, Rheinweine, Ma⸗ 
deira- und Portwein à 6 und 12 Flaſchen gegen 
baare Zahlung öffentlich verſteigert werden. 


Anſchütz. 
Auktion. 


Mittwoch den 10ten Februar Vormittags 
von 10 und Nachmittags von 3 Uhr ab ſollen im 
Auktions⸗Lokal Friedrichsſtraße No. 30. mehrere 
Möbels von Mahagoni- und Birkenholz, Geſchirr 
von Fayence, Betten, Matratzen, Haus- und Kü⸗ 
chengeräthe nebſt verſchiedenen anderen Gegenſtänden 
gegen baare Zahlung öffentlich verſteigert werden. 

Anſchütz 


Der Poſener Verein 


zur Unterdrückung des Branntweingenuſſes hält 
Sonntag den 7ten d. Mts. Nachmittags von 5 Uhr 
ab wiederum eine öffentliche Verſammlung im Schul- 
Saale des Dominikanergebäudes, wozu Mitglieder 
und Nichtmitglieder höflichſt eingeladen werden. Bes 
lehrende Vorträge werden wie früher gehalten. 


Verſicherung gegen Hagelſchaden. 

Die Reſultate der Verſicherung gegen Hagelſcha— 
den bei der, auf Gegenſeitigkeit gegründeten Geſell— 
ſchaft zu Erfurt, find im Jahre 1816 fo günſtig 
geweſen, daß ſie im Stande iſt, den ordentlichen 
Mitgliedern (Verſicherer, die ſich für 5 Jahre ver- 
bindlich gemacht haben) 66 Procent ihrer Prämien, 
in Anrechnung auf die neue Prämie pro 1847), zu⸗ 
rück zu gewähren. 

Da der Beitritt zu dieſer Geſellſchaft im raſchen 
Vorſchreiten iſt, fo kann mit Zuverſicht erwartet wer— 
den, daß, ſofern nicht fo ungewöhnliche telluriſche 
Erſcheinungen eintreten, wie im Jahre 1845, die 
nächſten Jahre gleich günſtige, wenn nicht noch gün⸗ 
fligere Verhältniſſe ergeben werden, wie fie das vo⸗ 
rige Jahr geboten hat. f 

Es iſt daher jedem Landwirthe nur anzurathen, 
einer Geſellſchaft beizutreten, bei der er den Werth 
ſeiner Feldfrüchte zu ſo günſtigen Bedingungen ſicher 
ſtellen kann. 

Die Theülnahme an der Geſellſchaft vermitteln die 
Herren M. Berliner in Oſtrowo, 

„Kämmerer Buchwald in Birnbaum, 
K u amm 

Clee a 
Köhler unn in Frauſtadt, 
Apotheker Legal in Koſten, 
Kaufmann G. A. Marweg in Schildberg, 
Piton in Wongrowitz, 
Kaufmann S. Schiff in Woltftein, 
Kaufmann und Rathsherr Fr. Ziethen in 
Schwerin a/ W., 
und der unterzeichnete 
General-Agent 
der Erfurter Hagelſchaden-Verſicherungsgeſellſchaft 
Fr. Bielefeld zu Poſen. 


su 


u α u 
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Eine anſpruchsloſe junge Engländerin, welche ein 
elegantes Engliſch, aber nur etwas Franzöſiſch ſpricht, 
wünſcht eine paſſende Stelle. 

Adreſſen unter O. M. wird die Expedition dieſer 
Zeitung entgegennehmen. 

Poſen, den 31. Januar 1847. 


Ein Agronom in den beſten Jahren, mit der Kel- 
der⸗, Schlag- und Koppelwirthſchaft und allen in 
die Oekonomie einſchlagenden Branchen, ſo wie auch 
mit der Forſtwirthſchaft vertraut, in der Buch- und 
Rechnungsführung bewandert, Deutſch und Polniſch 
ſprechend, ſucht als Wirthſchaftsbeamter, als Forſt⸗ 
mann oder als Rechnungsführer ein Unterkommen. 
Eine Kaution bis 1000 Rthlr. wird auf Erfordern 
beſtellt. Wo? zeigt die hieſige Zeitungsexpedition an. 


Eine anſtändige Familie offerirt Mutter⸗ und 
Elternloſe Waiſen von 2 Jahr ab, fo wie Schul- 
penſtonaire gegen ein billiges Honorar in Erziehung 
und Verpflegung zu nehmen. Wo? ſagt die Expe⸗ 
dition dieſer Zeitung. 


Ein Mühlengut unweit Poſen, verſehen mit 
zwei Mahlgängen, einem Hirſegang, einem voll⸗ 
ſtändigen Inventarium und einem Areal von 348 
Morgen M., iſt aus freier Hand unter ſoliden Be⸗ 
dingungen zu verkaufen. a 

Das Nähere hierüber iſt zu erfragen in Poſen am 
Sapicha + Platz Nro. 7. beim Mühlen Beſitzer 
Herrn Wehr. 


Schaaf vieh- Verkauf. 

Auf dem Dominio Gnin bei Grätz ſtehen 200 
Mutterſchaafe von guter Wollbeſchaffenheit und frei 
von allen erblichen Krankheiten zum Verkauf. Da 
dieſelben an Sommerlammung gewohnt ſind, ſo ſte⸗ 
hen fie deshalb hierauf Reflektirenden ſchon von ſetzt 
ab zu jeder Zeit zur Anſicht bereit. Die Schaafe kön⸗ 
nen ganz nach Wunſch des Käufers entweder jetzt 
oder gleich nach der Schur in Empfang genommen 
werden. 


Es ſind 8 Stück dreijährige Stammochſen, Ol⸗ 

denburger Race zum Verkauf in Racot bei Koſten. 

Königlich Niederländiſches Wirth- 
ſchafts⸗Amt. 


Schnellwaagen 


erhielt wieder in Commiſſton 
2 Eduard Mamroth. 


Die Nutzung des Graſes, des Ackers, der Früchte 
und Blumen iſt vom Iſten April c. im Garten an 
der Königsſtraße No. 17. zu verpachten. — Daſelbſt 
werden auch für nämliche Zeit kleinere und Mittel⸗ 
Wohnungen nebſt Stallungen zur Dispoſition ſtehen. 


Das Haus in der Stadt Poſen, in der Straße 
St. Martin No. 80. B. nebſt Hintergebäuden, ſoll 
unter vortheilhaften Bedingungen aus freier Hand 
ſofort verkauft werden und können Kaufluſtige ihre 
Adreſſen in der Poſener Zeitungserpedition abgeben. 


4 Stuben nebſt Entrée, Bel-Etage, nebſt Garten- 
Promenade — mit und ohne Stallung ſind ſofort 
zu vermiethen Graben No. 29. 


Gerberſtraße No. 43. iſt eine Parterre-Wohnung, 
für einen einzelnen Herrn oder Dame ſich eignend, 
von Oſtern c. ab zu vermiethen. Auf Wunſch kann 
auch Stallung eingerichtet werden. 


Ein complet möblirtes Zimmer iſt Verlinerftraße 
No. 13. zwei Treppen hoch vom Iſten März c. an 
zu vermiethen. Das Nähere Wohnung links pr. 
Klingelzug zu erfragen. 


Ein großer Weinkeller iſt zu vermiethen bei 
Träger am Markt. 


Die Fiſchbein⸗Fabrikanten Carl Bohnhoff & 


Comp. aus Berlin, beziehen die drei Frankfurt 
a/ O.⸗Meſſen mit Lager von 


Fiſchbein in allen Gattungen, 
und notiren bei ſchöner reeller Waare die billigſten 
Preiſe. Stand in Frankfurt a/ O: Richt: Straße 
No. 48. a / d. Hofe. 


Die deutſche und Franzöſiſche Fleiſchwaarenhand⸗ 
lung, Breslauerſtraße No. 40, empfiehlt wiederum ihr 
reichhaltiges Waarenlager, beſtehend in geräucher⸗ 
ten Fleiſchwaaren beſter Qualität, als Braunſchwei⸗ 
ger Wurſt, weſtphäliſche, und hieſige Schinken, 
wie auch täglich friſche Brat- und Frauſtädter Wurſt, 
und alle Sonnabende friſche Wur 

L. Rauſcher. 


n Folge vieler Aufforderungen, wird am Sonn⸗ 
ur daß Ren d. M. im Saale des Hötel de Saxe 
ein Subſcriptiens⸗Ball mit auch ohne Maske ſtatt⸗ 
finden, woran nur Subferibenten theilnehmen kön⸗ 
nen; das Entree wird pro Perſon 10 Sgr. und pro 
Familie 20 Sgr. betragen. Subſcriptionen werden 
in meiner Wohnung angenommen, auch werden zur 
Bequemlichkeit des hochverehrten Publikums Sub⸗ 
feriptionsliften, die das Nähere beſagen, circuliren. 

Roggen. 
— ... — —— — 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel 


Den 2 Februar 1847. 
Staats-Schuldscheine 


eo 0 [nn 


Präm.-Scheine d. Seehdl. 50T. | — 94 — 
Kur.- u. Neum. Sehuldverschr. 34 | 924 | 913 
Berliner Stadt- Obligationen 31 95 | 944 
Westprerssische Pfandbrieſe. 3 | — 914 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 |1017 1013 
dito dito dito . 34 92 — 
Ostpreussische dito Hi — 95 
Pommersche dito 951 | 954 
Kur- u. Neumärkische dito 31 965 981 
Schlesische dito 34 — 96 
dito v. Staat. g. Lt. . 313 — — 
Friedrichsd' or 1817 7 — 13 13,5 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr.. — ! 13] 1% 
ein,, — 4 5 
Actien, 

Berl. Anh. Eisenbahn Lit. A. — — ee 
dto dto. Prior. Oblig. 4 — _ 
Berlin-Hamburger 5 4 1014 1004 

0. Priorität. | 4 | — | _ 
Berlin-Potsd.-Magdeb, ......| 4 | 94% 
dio, Prior. Oblig. 4 — 051 
dto. dto. dto 5 1004 100 
Brl.-Stet. E. Lt. A. und .. — | — 1092 
Bonn Kölner Eisenbahn .... 5 — — 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, | 4 | — | — 
dito. dito, Prior, Oblig. 4 — | — 
Köln Mind. v. e. 1 40 94 934 
Düss. Elb. Eisenbahn — [1064 1054 
dio. dto. Prior. Obli g. 4 944 934 
Magdeb- Halberstädter Eisenb. 4 113 112 
Magd. Leipz. Eisenbannn — — 1195 
dito. dto. Prior. Oblig, . 4 — Eu 
Niederschl.- Märk. 4 | 914 | 904 
do. Priorität 4 | 95 f 947 
do. Priorität 5 1003 |100% 
Nied.-Mrk. Zygb. ——ä 44 — — 
do. Priorität 44 — — 
Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 | — 11054 
do do. Prior.-Obl..... 4 le =, 
do. .do. n — 9714 — 
Rhein. Eisenbarn — 863 — 
do, Stamm- Prior. (voll einge z.) 4 — 904 
dto. dte. Prior. Obige 4 — 904 
dto. vom Staat garant... N = — 
bürger lan, 7 4 | 972 964 
FÜR. (0-0)... SSR URRERLE 


„„—. RT EINEM EEE NSNEIEVEZENENPS PLEITE FESTE EFT EREVEREEEEEEERTETNENEEEE. TTEnn een TT 


Sonntag den Tten Februar 1847 


In der Woche vom 29ſten Jan. bis 


Namen wird die Predigt halten: Aten Februar 1847 ſind: 
der 
N geboren: | geſtorben: getraut: 
Kirch en. Vormittags. Nachmittags. nn. weib eee 


Evangel. Kren perint. Fiſcherſ 2 1 cd 

Evangel. Petri⸗Kirche .. Conſ.⸗N. Dr. Siedler — 2 1 1 1 

Garniſon⸗Kirche -Div.⸗Pred. Niefe — Fe 1 — 1 

Domkirche ⸗Vicecuſt. Zientkiewicz — 3 1 2 1 

Pfarrkirche - Manf. Amman — 2 5 — — 

St. Adalbert⸗Kirche » Manf. Prokop « Probft Mrbanowial 3 8 at, B2 

St. Martin⸗Kirche .. Dekan v. 3 Zus 5 2 3 2 

= % = e m 
den 9. Februar | Prof. Janiſzewski r K Witt owski 

Deutſch⸗Kath. Succurſale Pr. Fromholz „Präb. Grandke — — Ber = 

Dominik. Klosterkirche. = Pr. Tomaſzewski * — — — | * 

Kl. der barmh. Schweſt. «I = Eler, Wronski Kr — — — En 
Summa. . J 17 (| ag 11 1 13 4 7 


Knaben.] Mädch. ] Seit. | Geicht.] Paare: 


